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5 „ft 
Nr. 13274.) Bekanntmachung der neuen Faſſung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung und der Verordnungen e 
5 5 zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge. Vom 19. September 1927. 


Auf Grund der im Artikel III der Verordnung zur Anderung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 2 
18. Auguſt 1927 (Geſetzſamml. S. 169) dem Juſtizminiſter erteilten Ermächtigung wird die Preußiſche Pacht⸗ 1 f yj 
ſchutzordnung und die Verordnung zur Ausdehnung der Pachtſchutzordnung auf Jagdpachtverträge in der vomg f. / } In. 
26. Auguſt 1927 an geltenden Faſſung nachftehend bekanntgegeben. Gi ww: 

Berlin, den 19. September 1997. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 


Schmidt. 


Preußiſche Pachtſchutzordnung. 


I. Pachtſchutzrecht. 
8 1. E 

() Sind Grundftüde zum Zwecke landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung verpachtet oder verliehen, fo kann in den Fällen des §2 von den Beteiligten das Pachteinigungsamt 
angerufen werden. Den Pachtverträgen ſtehen alle ſonſtigen Vereinbarungen gleich, die die Übertragung des Ge⸗ 
nuſſes der Erzeugniſſe eines Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 8 

2) Die Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Vertrag ſich auch 
auf Wohn⸗ oder Wirtſchaftsräume erſtreckk. In dieſem Falle kommt die Zuſtändigkeit einer anderen Stelle nicht 
in Betracht. 

(3) Zur Entſcheidung der zur Zuſtändigkeit der Pachteinigungsämter gehörenden Pachtſtreitigkeiten können 
die ordentlichen Gerichte oder die Arbeitsgerichte nicht angerufen werden. 


82. 

(1) Das Pachteinigungsamt kann beſtimmen, daß Leiſtungen, die unter den veränderten allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt werden, ſoweit dies der Billigkeit 
entſpricht. 

(2) Das Pachteinigungsamt hat hierbei den Ertrag, den das Grundſtück bei ordnungsmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag, die Pachtpreisrichtlinien der Landwirtſchaftskammer ſowie die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe beider Vertragsteile angemeſſen zu berückſichtigen. 


8 3. 
(1) Beträgt die Größe des Pachtlandes weniger als zehn Hektar, ſo kann das Pachteinigungsamt, wenn und 

ſoweit es bei Abwägung der Intereſſen beider Teile der Billigkeit entſpricht, außerdem beſtimmen, daß 

a) gekündigte Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren fortzuſetzen ſind, 

b) ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von zwei Jahren verlängert werden, 

c) Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden. 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 4. Oktober 1927.) 
Geſetzſaammlung 1927. (Nr. 1327413275.) 5 
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(2) Ein Vertrag ſoll, ſoweit nicht der Pächter oder Nutzungsberechtigte das Land beſonders ſchlecht bewirt— 
ſchaftet, regelmäßig dann verlängert werden, wenn dem Pächter oder Nutzungs berechtigten ſonſt nicht insgeſamt 
zehn Hektar Land zur Bewirtſchaftung verbleiben würden, eigenes oder ſonſt genutztes Land iſt dabei anzurechnen. 
Die Verlängerung eines gekündigten oder abgelaufenen Vertrags kann wiederholt erfolgen. 


(3) Verlängert das Pachteinigungsamt den Vertrag, ſo hat es zugleich auf Antrag den Pachtzins neu 
feſtzuſetzen, und zwar auf den Betrag, welcher nach dem Ertrag angemeſſen erſcheint, den das Grundſtück bei ord⸗ 
nungsmäßiger Bewirtſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag. 


(en 
n = 


Die Vorſchriften des $ 3 gelten ſinngemäß für Sammelpachtverträge, wenn der einzelne Pächter nicht mehr 
als zehn Hektar bewirtſchaftet. 
§ 5. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann nach Anhörung des Landeskulturamts⸗ 
präſidenten und der Landwirtſchaftskammer für beſtimmte Teile des Landes die Größengrenzen (§ 3 Abſ. 1 und 2 
und $4) nach den örtlichen Boden⸗ und Betriebsverhältniſſen auf den Umfang einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
heraufſetzen. Die Beſtimmung erfolgt im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter; fie wird in der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung bekanntgegeben. 


96. 
1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden ohne Rückſicht auf die Grundſtücksgröße auch Anwendung 
auf ſolche Verträge ($ 1), die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſondere auf Heuerlingsverträge, 
ſowie auf Verträge, bei denen der Pächter das Pachtgrundſtück oder erhebliche Teile davon ſelbſt kultiviert hat oder 
bei denen das Pachtgrundſtück oder erhebliche Teile davon innerhalb der letzten dreißig Jahre durch ſeine Vorfahren 
kultiviert worden ſind. In Fällen dieſer Art iſt das Pachteinigungsamt unter Ausſchluß einer anderen Stelle | 
zuſtändig. 
(2) Zur Umwandlung eines Pachtvertrags in einen Heuerlingsvertrag oder umgekehrt ſowie zur Be- 
ſeitigung von Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrag iſt die Zuſtimmung beider Teile 
erforderlich. Liegt durch Verſchulden des zur Arbeit Verpflichteten (des Heuerlings) ein wichtiger Grund zur 
friſtloſen Kündigung des Arbeitsverhältniſſes vor, fo darf von der Befugnis, einen ſolchen Vertrag zu verlängern 
oder ſeine Kündigung für unwirkſam zu erklären, kein Gebrauch gemacht werden. . 
(3) Eine Frauenhilfspflicht auf Grund von Heuerlingsverträgen beſteht ſo lange nicht, als die Frau durch 
Mutterſchaftspflichten, Krankheit in der Familie und ähnliche Härtefälle an der Arbeit behindert ift; zuſtändig ſind 
die Pachteinigungsämter. | 
® 


Auf die nach der Pachtſchutzordnung den Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht verzichtet werden. 
Die Vereinbarung ſchiedsrichterlicher Entſcheidung iſt zuläſſig. Eine Vereinbarung, nach der einem Vertrags⸗ 
teile bei Ausübung der Rechte beſondere Nachteile erwachſen ſollen, iſt unwirkſam. 


N. Einrichtung der Pachteinigungsämter. 
88. 
(1) Das Pachteinigungsamt wird bei dem Amtsgerichte für deſſen Bezirk gebildet. 


(2) Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, daß die Bezirke mehrerer Amtsgerichte zu einem gemein— 
ſchaftlichen Pachteinigungsamte vereinigt werden. Wird eine Beſtimmung dieſes Inhalts getroffen, ſo gehen 
mit ihrem Inkrafttreten die anhängigen Sachen in der Lage, in der ſie ſich befinden, auf das gemeinſchaftliche 
Pachteinigungsamt über. Die für den Bezirk der einzelnen Pachteinigungsämter ernannten Beiſitzer werden — 
Beiſitzer des gemeinſchaftlichen Pachteinigungsamts; dieſem ſind die Liſten zu überſenden. 

(3) Erſcheinen vor dem Amtsrichter an einem Orte, der nicht Sitz des Pachteinigungsamts ift, die Par— 
teien gemeinſchaftlich, um über die gütliche Einigung in einer Pachtſchutzſache zu verhandeln, ſo hat der Amts⸗ 
richter den Verſuch einer gütlichen Einigung zu machen. Kommt ein Vergleich zuſtande, ſo iſt er unter Zu⸗ 
ziehung eines Gerichtſchreibers zu Protokoll feſtzuſtellen. Die $$ 56, 57 gelten entſprechend. Kommt ein Ver- 
gleich nicht zuſtande, ſo hat der Amtsrichter die Parteien an das Pachteinigungsamt zu verweiſen. . 


89. 
(1) Das Pachteinigungsamt beſteht aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern; mit Zu⸗ 
ſtimmung der Parteien kann die Zuziehung von Beiſitzern unterbleiben. Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte dem Kreiſe 
der Verpächter und Pächter, welche möglichſt ſelbſtwirtſchaftende Landwirte ſind, zu entnehmen. 


(2) Als Verpächter und Pächter im Sinne des Abſ. 1 gelten nur Perſonen, die in Anſehung ihres Pacht⸗ 
landes ſelbſt den Vorſchriften dieſer Verordnung unterliegen. Perſonen, welche Land ſowohl gepachtet wie auch 
verpachtet haben, ſollen zu Beiſitzern nicht beſtellt werden, es ſei denn, daß die Pachtung (Verpachtung) wegen 
ihrer Geringfügigkeit im Verhältnis zu der Verpachtung (Pachtung) außer Betracht gelaſſen werden kann. 
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(3) Als Beiſitzer können Beamte des Reichs, der Länder, Gemeinden und Kirchen ſowie geſetzliche Ver⸗ 
treter von gemeinnützigen Stiftungen und Anſtalten und ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften zugezogen 
werden, wenn fie Grundſtücke der im § 1 bezeichneten Art verpachtet oder gepachtet haben; ferner in der land⸗ 
wirtſchaftlichen Verwaltung eines Großverpächters oder Großpächters in leikender Stellung tätige Angeſtellte. 


(4) Soweit an geeigneten Verpächtern im Bezirke des Pachteinigungsamts Mangel iſt, können ſolche aus 
einem angrenzenden Pachteinigungsamtsbezirk ernannt werden; iſt auch das nicht tunlich, ſo können an Stelle 
von Verpächtern ſelbſtwirtſchaftende Eigentümer zu Beiſitzern beſtellt werden, wenn ſie weder Verpächter noch 
Pächter oder Nutzungsberechtigte ſind. 

8 10. 


(1) Die Ernennung der Beiſitzer erfolgt durch den Präſidenten des Landeskulturamts auf Vorſchlag der 
Landwirtſchaftskammer, die ihrerſeits vor Aufſtellung der Vorſchlagsliſte etwa beſtehende Berufsvertretungen 
der Verpächter und der Pächter (Heuerlinge, § 6) gutachtlich hören und ihre Vorſchläge berückſichtigen foll. In 
den Fällen des § 9 Abſ. 3 Halbſatz 1 ſteht das Vorſchlagsrecht der Körperſchaft zu. Bei Aufſtellung der Liſten ift 
dafür Sorge zu tragen, daß eine genügende Anzahl von Beiſitzern am Orte des Pachteinigungsamts oder in deſſen 
Nähe vorhanden iſt, die raſch als Stellvertreter herangezogen werden können. 

(2) Die Vorfchlags- und Ernennungsliſten find für Verpächter und Pächter nach Klein-, Mittel- und Groß. 
pachtungen getrennt aufzuſtellen; die Größe des verpachteten oder gepachteten Grundbeſitzes eines jeden iſt dabei 
zu vermerken. Bei der Berufung der Beiſitzer zu den Spruchſitzungen des Pachteinigungsamts ſoll der Vorſitzende 
auf die Größe und Bewirtſchaftungsart der zur Beurteilung ſtehenden Grundſtücke nach Möglichkeit Rückſicht 
nehmen. 

(3). Die bereits vorhandenen Beiſitzer bleiben im Amte. Iſt ihre Beſtellung nicht gemäß Abſ. 1 und 2 oder 
gemäß Ziffer VII der Verordnung vom 23. Juli 1921 (Geſetzſamml. S. 488) erfolgt, fo iſt die Beſtellung nach 
Abſ. 1 und 2 unverzüglich durchzuführen. Zwei Wochen nach Eingang der von dem Präſidenten des Landes 
kulturamts vollzogenen neuen Beiſitzerliſte wird die bisher bei dem Pachteinigungsamte geführte Liſte ungültig. 


§ 11. 


Für die Rechtsverhältniſſe und die Entſchädigung der Beiſitzer gelten die für die Schöffen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der 98 31 bis 35, 51 bis 56 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſinngemäß mit der Maßgabe, daß es einer 
Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft hier nicht bedarf und daß die Entſcheidung des Oberlandesgerichtspräfidenten 
über die im § 55 Schlußſatz gegebene Aufſichtsbeſchwerde endgültig iſt. 


§ 12. 

(1) Inſoweit das Geſetz nicht Ausnahmen beſtimmt, üben die Beiſitzer während der mündlichen Verhand⸗ 
lung das Richteramt im vollen Umfang und mit gleichem Stimmrechte wie der Vorſitzende aus und nehmen auch 
an denjenigen im Laufe einer mündlichen Verhandlung zu erlaſſenden Entſcheidungen teil, welche in keiner Be⸗ 
ziehung zur Endentſcheidung ſtehen und welche auch ohne vorgängige mündliche Verhandlung erlaſſen werden 
können. 

(2) Die außerhalb der mündlichen Verhandlung erforderlichen Entſcheidungen werden von dem Vorſitzenden 
erlaſſen. 


913. 


(1) Für die Beratung und Abſtimmung finden die §8 192 bis 198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

(2) Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung und Ablehnung der Gerichtsperſonen 
gelten ſiungemäß. 

(3) Wird der Vorſitzende abgelehnt, fo bedarf es einer Entſcheidung nicht, wenn er das Ablehnungsgeſuch 
ſelbſt für begründet hält ) anderenfalls entſcheidet das Landgericht; dieſes hat die durch die Verlegung des Termins 
der Staatskaſſe und den Beteiligten erwachſenen Unkoſten dem Ablehnenden aufzuerlegen, wenn die Ablehnung 
mutwillig erfolgt iſt. f 

() Die Entſcheidung über die Ausſchließung oder Ablehnung eines Beiſitzers erfolgt durch den Vorſitzenden. 
Iſt eine Körperſchaft Partei, ſo ſind ihre Beamten oder geſetzlichen Vertreter von der Ausübung des Amtes als 
Beiſitzer ausgeſchloſſen, das gleiche gilt für die in der landwirtſchaftlichen Verwaltung eines Großverpächters oder 
Großpächters in leitender Stellung tätigen Angeſtellten, wenn der Dienſtberechtigte Partei iſt. Hat ein Verpächter 
an mehrere Pächter Grundſtücke verpachtet, fo find ſeine ſämtlichen Pächter von der Ausübung des Amtes als 
Beiſitzer ausgeſchloſſen, wenn der Verpächter Partei iſt. 


§ 14. a 
(1) Die Verhandlungen des Pachteinigungsamts ſind nicht öffentlich. Der Vorſitzende kann außer den 
aa auch andere Perſonen, die ein rechtliches Intereſſe an der Entſcheidung haben, zu den Verhandlungen 
zulaſſen. 
(2) Die §§ 176 bis 183 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden Anwendung. 
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III. Verfahren. 


1. Vor dem Pachteinigungsamte. 
§ 15. 
(1) Der Antrag, ein Pachtverhältnis zu verlängern, iſt zu ſtellen 
a) wenn der Pachtvertrag gekündigt iſt: 
ſpäteſtens einen Monat nach Eingang der Kündigung; 
b) wenn der Pachtvertrag ohne Kündigung abläuft: 
ſpäteſtens ſechs Monate vor Ablauf. 
$ 31 Abſ. 2 gilt entſprechend. Der Antrag kann nicht mehr geftellt werden, wenn die Pachtzeit abgelaufen iſt. 
(2) Der Antrag auf Abänderung einer Vertragsleiſtung kann vom Verpächter und vom Pächter geſtellt 
werden. Der Antrag iſt abzuweiſen, wenn er nicht ſpäteſtens binnen zwei Monaten nach Ablauf des Pachtjahrs, 
für das die Abänderung verlangt wird, bei dem zuſtändigen Pachteinigungsamt eingeht. Die Entſcheidung ſteht 
dem Vorſitzenden des Pachteinigungsamts zu; gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden kann binnen zwei- Wochen 
nach ihrer Bekanntgabe die Entſcheidung des Pachteinigungsamts angerufen werden, welche endgültig iſt. 


$ 16. 
Zuſtändig iſt das Pachteinigungsamt, in deſſen Bezirk das den Gegenſtand des Vertrags bildende Grund- 
ſtück ganz oder zum größten Teil liegt. f 
$ 17. : 
(1) Der Antrag an das Pachteinigungsamt ift ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers zu ftellen. 
Er ſoll unter Darlegung der Sachlage und Angabe der Beweismittel kurz begründet werden; der Antragſteller 
ſoll die ihm zugänglichen Beweisurkunden, insbeſondere Vertragsurkunden und Briefe, beifügen. 


(2) Der Antrag iſt dem Gegner bekanntzugeben. - 3 
$ 18. . 


(1) Das Pachteinigungsamt foll in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung der Beteiligten 
hinwirken. 

2) Zum Zwecke einer Einigung kann der Vorſitzende mit den Beteiligten Vorverhandlungen abhalten. 
§ 19 Abſ. 3 Satz 3 gilt entſprechend. a 

$ 19. 

(1) Kommt eine Einigung nicht zuftande, fo ift Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Pachteinigungs⸗ 
amt anzuberaumen. Die Beteiligten ſind zu dem Termine zu laden. Die Ladungsfriſt beträgt eine Woche. 

(2) Die Ladung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief. Der Vorſitzende kann eine andere Art der Ladung 
anordnen. 

(3) Die Parteien ſind, auch wenn ſie durch Bevollmächtigte vertreten werden, zum perſönlichen Erſcheinen 
verpflichtet. Der Vorſitzende des Pachteinigungsamts kann abweichende Anordnungen treffen. Gegen die trotz 
ausdrücklicher Anordnung des Vorſitzenden nicht erſchienene Partei iſt wie gegen einen im Verhandlungstermine 
nicht erſchienenen Zeugen zu verfahren; Haft darf das Pachteinigungsamt nicht verhängen. 


§ 20. 

(1) Das Pachteinigungsamt kann den Beteiligten aufgeben, binnen einer beſtimmten Friſt Tatſachen zur 
weiteren Aufklärung des Sachverhalts anzugeben und Beweismittel, insbeſondere Urkunden, vorzulegen oder 
Zeugen zu ſtellen. 

(2) Bei Verſäumung der Friſt kann das Einigungsamt nach Lage der Sache ohne Berückſichtigung der 
nicht beigebrachten Beweismittel entſcheiden. 

9 21. 

(1) Das Einigungsamt kann auf Antrag oder von Amts wegen Beweiſe erheben, insbeſondere Zeugen und 
Sachverſtändige eidlich vernehmen ſowie Verſicherungen an Eides Statt entgegennehmen. 

(2) Auf die Erledigung des Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſes finden die Vorſchriften der Zivilprozeß 
ordnung entſprechende Anwendung. Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 

(3) Die Gerichts- und Verwaltungsbehörden haben innerhalb ihrer Zuſtändigkeit den Erſuchen der Eini⸗ 
gungsämter um Aufnahme von Beweiſen zu entſprechen. Auf die von den Gerichten zu leiſtende Rechtshilfe finden 
die Vorſchriften des 13. Titels des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 
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$ 22. 

(1) Sind die Parteien oder iſt eine derſelben trotz rechtzeitiger Ladung nicht erſchienen und nicht ordnungs⸗ 
mäßig vertreten, ſo kann gleichwohl in der Sache verhandelt und nach Lage derſelben entſchieden werden. 

(2) Iſt mit Genehmigung des Vorſitzenden ($ 19 Abf. 3),an Stelle einer Partei nur deren Bevollmächtigter 
erſchienen, fo iſt dieſer zur Verhandlung zuzulaſſen, wenn er feine Vollmacht durch eine ſchriftliche Urkunde nach- 
weiſt. Wird eine Vollmacht nicht beigebracht, ſo gilt wegen der vorläufigen Zulaſſung $ 89 der Zivilprozeßordnung 
entſprechend. Vor Nachreichung der Vollmacht darf eine vollſtreckbare Ausfertigung, insbefondere auch eines Ver- 
gleichs, nicht erteilt werden. 

9 23. 

Für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſcheidung kann das Pachteinigungsamt ſowie außerhalb der münd⸗ 
lichen Verhandlung der Vorſitzende durch einſtweilige Anordnung das ſtreitige Pachtverhältnis regeln. Eine ſolche 
Anordnung muß getroffen werden, wenn eine der im § 9 Abſ. 3 Halbſatz 1 bezeichneten Körperſchaften es beantragt. 
Gegen die auf Grund dieſer Vorſchrift erfolgende Entſcheidung des Vorſitzenden kann binnen zwei Wochen nach 
ihrer Bekanntgabe die Entſcheidung des Pachteinigungsamts angerufen werden; dieſe iſt endgültig. 


§ 24. 
Die Befugniſſe aus den §8 20, 21 ſtehen außerhalb der mündlichen Verhandlung dem Vorſitzenden zu. 


N § 25. 

(1) Iſt ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig, ſo hat das Pachteinigungsamt den Beteiligten eine 
Friſt zu ſetzen, innerhalb welcher wegen des Beſtehens des Anſpruchs das ordentliche Gericht anzurufen iſt. Wird 
die Friſt verſäumt, ſo hat das Pachteinigungsamt rückſichtlich des Beſtehens des Anſpruchs die Anführungen des 
Antragſtellers als richtig zu unterſtellen und, wenn dieſe den Anſpruch ſchlüſſig begründen, über die Höhe gemäß , 
$ 2 zu entſcheiden. Die Entſcheidung über das Beſtehen des Anſpruchs bleibt dem ordentlichen Gerichte vorbehalten. 
Für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſcheidung kann das ſtreitige Pachtverhältnis durch einſtweilige Anordnung 
($ 23) geregelt werden. 

2) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für Anträge, welche die Verlängerung oder die 
vorzeitige Aufhebung ($$ 3 und 6) eines Vertrags zum Gegenſtande haben, wenn deſſen Beſtehen unter den Parteien 
ſtreitig iſt. N 

§ 26. > 

Die Entſcheidung erfolgt nach billigem Ermeſſen. Sie darf nur erlaſſen werden, wenn den Beteiligten Ge⸗ 
legenheit gegeben worden iſt, ſich zur Sache und über das Ergebnis einer etwaigen Beweisaufnahme zu äußern 
und der Erhebung der Beweiſe beizuwohnen. N 

$ 27. 
(1) Die Entſcheidung des Pachteinigungsamts erfolgt durch Beſchluß. 


(2) Der Beſchluß iſt durch Verkündung bekanntzugeben. Gegenüber Beteiligten, die bei der Verkündung 
nicht gegenwärtig und nicht ordnungsmäßig vertreten ſind, erfolgt die Bekanntgabe durch Zuſtellung. 

(3) Der Beſchluß iſt ſchriftlich zu begründen, wenn eine Partei es binnen zwei Wochen ſeit der Bekannt⸗ 
gabe an ſie beantragt hat oder wenn Rechtsbeſchwerde eingelegt iſt. 

(4) In dem Beſchluſſe find außer Datum und Wortlaut der Entſcheidung auch die Namen der Mitglieder 
des Pachteinigungsamts aufzuführen, die an der Entſcheidung mitgewirkt haben; der Beſchluß iſt von dem Vor⸗ 
ſitzenden zu unterſchrei ben. 

$ 28. 

() Soweit in den $$ 15 bis 27 nicht ein anderes beſtimmt ift, finden auf das Verfahren vor dem Vacht- 
einigungsamte die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 

§§ 59 bis 63 über Streitgenoſſenſchaft, 


§§ 79 bis 90 über Prozeß bevollmächtigte und Beiſtände — indeſſen mit der Maßgabe, daß auch eine 
Vertretung durch die Berufsorganiſation zuläſſig iſt, der der Vertreter als Pächter 
(Heuerling) oder Verpächter angehört, 


§§ 128 bis 165 Naß 0b Verhandlung, § 157 indeſſen mit der ſich aus dem Vorſatz ergebenden 
Maßgabe, 


$$ 319 und 321 über Berichtigungen und Ergänzung der Entſcheidung mit der Maßgabe, daß die Ent⸗ 
ſcheidung nach $ 319 durch den Vorſitzenden erfolgen kann und daß die Friſt des § 321 
Abf. 2 mit der Bekanntgabe der Entſcheidung ($ 27 Abſ. 2) an den Beſchwerdeführer 
beginnt 
ſinngemäß Anwendung. i N 
(2) Der Vorſitzende des Pachteinigungsamts kann eine Pachtſchutzſache zur Ferienſache erklären, wenn ſie 
beſonderer Beſchleunigung bedarf. : 
Geſetziammlung 1927. (Nr. 13274—13275) 53 


2. Rechtsbeſchwerde. | 

9 29. | 

(1) Gegen die Endentſcheidung des Pachteinigungsamts iſt die Rechtsbeſchwerde an das Landgericht zuläſſig. 

(2) Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ($$ 51, 52) kann nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache 
zugleich angefochten werden. Iſt eine Entſcheidung zur Hauptſache nicht ergangen, fo kann die Koſtenentſcheidung 
mit der Beſchwerde angefochten werden, wenn der Beſchwerdegegenſtand 50 Reichsmark überſteigt. 
| 


$ 30. 
(1) Durch rechtzeitige Einlegung der Rechtsbeſchwerde wird die Rechtskraft des angefochtenen Beſchluſſes 
gehemmt. 
(2) Nach Einlegung der Beſchwerde iſt dem Beſchwerdeführer und dem Beſchwerdegegner der Beſchluß mit 
den Gründen zuzuſtellen, falls er ihm nicht ſchon vorher ſchriftlich mitgeteilt war. 


$ 31. 

(1) Die Rechtsbeſchwerde muß bei dem Pachteinigungsamte, deſſen Beſchluß angefochten wird, oder bei dem 
Beſchwerdegerichte binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entſcheidung an den Beſchwerdeführer (§ 27 Abſ. 2) 
zu Protokoll oder ſchriftlich eingelegt werden. Sie ſoll mit Gründen verſehen werden und einen beſtimmten Antrag 
enthalten. 

(2) Die Friſt iſt eine Notfriſt; die $$ 233 Abſ. 1, 234, 237, 238 Abſ. 1 und 2 der Zivilprozeßordnung gelten 
entſprechend. 4 

i 9 32. 
. (1) Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhe. Die $$ 550 und 563 der Zivilprozeßordnung finden ſinngemäß Anwendung. 

(2) Die Entſcheidung iſt ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend anzuſehen, wenn dem Be⸗ 
ſchwerdeführer vor der Entſcheidung das rechtliche Gehör (§ 26 Satz 2) nicht gewährt worden iſt oder wenn ein 
Verfahrensmangel der im § 551 Ziffer 1 bis 5, 7 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art vorliegt. 4 


nnn be an bad ie u an. 


$ 33. 

(1) Iſt die Beſchwerde an ſich unſtatthaft oder nicht in der vorgeſchriebenen Form oder Friſt eingelegt, ſo 
iſt ſie als unzuläſſig zu verwerfen. a 8 

(2) Dieſe Entſcheidung kann der Vorſitzende des Pachteinigungsamts und auch der Vorſitzende des Be⸗ 
ſchwerdegerichts ſelbſtändig durch Vorbeſcheid treffen. Macht er hiervon Gebrauch, ſo kann binnen einer Woche 
ſeit Zuſtellung des Vorbeſcheides die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts beantragt werden. Hierauf iſt in dem 
Vorbeſcheide hinzuweiſen. 

$ 34. 

(1) Iſt die Beſchwerde ordnungsmäßig eingelegt, ſo iſt ſie dem Gegner des Beſchwerdeführers zuzuſtellen. 
Dieſem ſteht frei, binnen einer Woche eine Beſchwerdeerwiderung einzureichen. Er kann die Beſchwerdeerwiderung 
auch zu Protokoll des Gerichtsſchreibers erklären. 

(2) Nach Ablauf der Friſt ſind die Akten dem Beſchwerdegerichte vorzulegen; zu einer Abänderung der von 
hm erlaſſenen Entſcheidung iſt das Pachteinigungsamt nicht befugt. 


$ 35. 
(1) Der Gegner des Beſchwerdeführers kann ſich der Rechtsbeſchwerde anſchließen. Die $$ 521 Abſ. 1, 
522 der Zivilprozeßordnung gelten entſprechend. 
(2) Der Verzicht auf die Rechtsbeſchwerde und die Zurücknahme derſelben iſt zuläſſig. Die $$ 514 und 
515 Abſ. 3 der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß. 


$ 36. 
(1) Auf das Verfahren vor dem Beſchwerdegerichte kommen die Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
Pachteinigungsamt entſprechend zur Anwendung. Die Parteien können ſich, ſoweit nicht das perſönliche Erſcheinen 
angeordnet iſt, vertreten laſſen. 


(2) Der Bevollmächtigte muß ſeine Vollmacht, die Berufsorganiſation (§ 28) muß die Vertretungsmacht 
des für ſie handelnden Organs bis zum Ablaufe der Beſchwerdefriſt zu den Akten nachweiſen. Zum Nachweiſe 
genügt eine ſchriftliche Erklärung des Vertretenen. 

§ 37. 
(1) Über die Rechtsbeſchwerde entſcheidet das Landgericht durch eine Zivilkammer. 
(2) Die Entſcheidung kann ohne mündliche Verhandlung erfolgen. 
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$ 38. 

(1) Das Beſchwerdegericht hat regelmäßig feiner Verhandlung und Entſcheidung die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der angefochtenen Entſcheidung zugrunde zu legen und neue Tatſachen nur inſoweit zu berückſichtigen, 
als fie zur Begründung eines weſentlichen Mangels des Verfahrens vorgebracht werden. Doch hat das Beſchwerde— 
gericht die Befugnis, in Fällen, in denen es ihm notwendig erſcheint, von Amts wegen die Nachprüfung oder Vor⸗ 
nahme einzelner tatſächlicher Feſtſtellungen anzuordnen. 

(2) Soweit die Rechtsbeſchwerde auf weſentliche Mängel des Verfahrens geſtützt wird, unterliegen der 
Prüfung des Beſchwerdegerichts nur die hierfür vorgebrachten Gründe. Im übrigen iſt ohne Beſchränkung zu 
prüfen, ob die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder der unrichtigen Anwendung des beſtehenden 
Rechtes beruht. 9 30 b 


(1) Iſt die Rechtsbeſchwerde begründet, ſo kann das Beſchwerdegericht entweder ſelbſt in der Sache ent- 
ſcheiden oder ſie zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Pachteinigungsamt oder an ein anderes 
Pachteinigungsamt im Bezirke des Beſchwerdegerichts zurückverweiſen. Im Falle der Zurückverweiſung iſt der 
Endentſcheidung die Entſcheidung über die Koſten vorzubehalten. 


(2) Das Pachteinigungsamt, an welches die Sache zurückverwieſen wird, iſt an die rechtliche Beurteilung 
gebunden, die der Aufhebung der Entſcheidung zugrunde liegt. 


§ 40. ü 
(1) Die Entſcheidung über die Rechtsbeſchwerde iſt mit Gründen zu verſehen und den Parteien zuzuſtellen. 


(2) Die Entſcheidung wird mit der Verkündung und, wenn eine Verkündung nicht erfolgt, mit der Zu⸗ 

ſtellung rechtskräftig. 
3. Berufung. 
: § 41. 5 

(1) Beträgt der Jahrespachtzins über 500 Reichsmark, ſo iſt neben der Rechtsbeſchwerde auch die Berufung 
zuläſſig. 

(2) Wird in einer berufungsfähigen Sache von einer Partei die Rechtsbeſchwerde eingelegt, ſo hat die andere 
Partei das Recht, binnen zwei Wochen ſeit Zuſtellung der Rechtsbeſchwerde in das Berufungsverfahren über⸗ 
zugehen. Der Übergang erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes bei dem Beſchwerdegericht unter Zuſtellung 
einer Abſchrift an den Gegner. Das Verfahren vor dem Beſchwerdegerichte gilt in dieſem Falle als ein Teil des 
Verfahrens vor dem Berufungsgerichte. 


(3) Der Jahrespachtzins iſt unter Einrechnung des Wertes von Naturalleiſtungen zu berechnen. Die Feſt⸗ 
ſtellung erfolgt durch das Rechtsmittelgericht nach freiem Ermeſſen. Stellt dieſes infolge Hinzurechnung von Natural⸗ 
leiſtungen den Jahrespachtzins auf über 500 Reichsmark feſt, ſo kann der Beſchwerdeführer binnen zwei Wochen 
ſeit Zuſtellung der Entſcheidung in das Berufungsverfahren übergehen. Die Vorſchriften im Abſ. 2 Satz 2 und 3 
gelten entſprechend. 

9 42. 8 

(1) Über die Berufung entſcheidet das Landgericht durch eine Zivilkammer. Dieſer treten für die mündliche 
Verhandlung je ein Pächter und Verpächter aus den Pachtungen mit über 500 Reichsmark Jahrespachtzins als 
Beiſitzer hinzu, die unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften in den ö§ 9 und 10 aus dem Bezirke des 
Landgerichts zu ernennen ſind. | 


(2) Für die Rechtsverhältniſſe und die Entſchädigung der Beiſitzer gelten die s$ 11 bis 13 ſinngemäß. 


$ 43. 
Die Berufung iſt innerhalb einer Notfriſt von zwei Wochen ſeit Bekanntgabe der Entſcheidung ($ 27 Abſ. 2) 
bei dem Pachteinigungsamt oder bei dem Landgerichte durch Einreichung einer Berufungsſchrift oder zu Protokoll 


8 44. 5 
(1) Das Berufungsgericht hat den Pachtſtreit nach der kulfächlichen und rechtlichen Seite innerhalb der 


von den Parteien geſtellten Anträge von neuem zu erörtern und darüber zu entſcheiden. Die Entſcheidung erfolgt 
auf Grund mündlicher Verhandlung. 


(2) Bei der mündlichen Verhandlung haben die Parteien die angefochtene Entſcheidung nebſt den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen und den Beweisverhandlungen inſoweit vorzutragen, als dieſes zum Verſtändniſſe der Be⸗ 
rufungsanträge und zur Prüfung der Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung erforderlich iſt. Die $$ 272, 272 a 
und 272 b, 279 a, 282 bis 286, 529 Abf. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung gelten entſprechend. Im Falle der Un⸗ 
richtigkeit oder Unvollſtändigkeit des Vortrags hat der Vorſitzende deſſen Berichtigung oder Vervollſtändigung, 
nötigenfalls unter Wiedereröffnung der Verhandlung, zu veranlaſſen. 


(3) Der Vorſitzende kann die Vorbereitung der Sache durch vorbereitende Schriftſätze anordnen. 
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§ 45. 

Im übrigen finden die Vorſchriften über das Verfahren vor dem Pachteinigungsamt und in der Rechts— 
beſchwerdeinſtanz ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß die Anordnung und Ausführung einer Beweis⸗ 
aufnahme nicht nur durch den Vorſitzenden, ſondern auch durch den zum Berichterſtatter beſtellten Richter vorge 
nommen werden kann. Der Vorſitzende kann anordnen, daß die für die mündliche Verhandlung beſtimmten Bei⸗ 
ſitzer (5 42 Abſ. 1 Satz 2) an der Beweisaufnahme durch Sachverſtändigengutachten oder durch Augenſchein 
teilnehmen. 

§ 46. 

(1) Die Entſcheidung des Berufungsgerichts erfolgt durch Urteil. § 40 gilt entſprechend. 

(2) Leidet das Verfahren vor dem Pachteinigungsamt an einem weſentlichen Mangel, ſo kann das Berufungs⸗ 
gericht die Entſcheidung des Pachteinigungsamts aufheben und die Sache zu erneuter Verhandlung und Ent- 
ſcheidung an das Pachteinigungsamt oder an ein anderes Pachteinigungsamt im Bezirke des Berufungsgerichts 
zurückverweiſen. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der Endentſcheidung vorzubehalten. Das Pachteinigungsamt, 
an welches die Zurückverweiſung erfolgt, iſt an die rechtliche Beurteilung gebunden, die der Aufhebung der Ent— 
ſcheidung zugrunde liegt. 

4. Rechtsentſcheid. 
$ 47. 

(1) Will ein Landgericht bei der Entſcheidung über eine Rechtsbeſchwerde oder Berufung von der ihm be⸗ 
kannten Entſcheidung eines anderen Landgerichts oder will es von einer Entſcheidung des Kammergerichts, die 
zu derſelben Rechtsfrage ergangen iſt, abweichen, ſo hat es die Sache dem Kammergericht unter begründeter Dar⸗ 
tellung der eigenen Rechtsanſicht zur Vorabentſcheidung über die Rechtsfrage (Rechtsentſcheid) vorzulegen. Das 
gleiche kann geſchehen, wenn es ſich um eine bislang nicht letztinſtanzlich entſchiedene Rechtsfrage von grundſätz⸗ 
licher Bedeutung handelt. 

(2) Die von dem Kammergerichte getroffene Entſcheidung (Rechtsentſcheid) iſt in der Sache verbindlich. 


5. Wiederaufnahme des Verfahrens. 


§ 48. 
(1) Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftige Entſcheidung geſchloſſenen Verfahrens kann unter den⸗ 


ſelben Vorausſetzungen erfolgen, unter denen nach den §§ 579 und 580 der Zivilprozeßordnung die Wiederauf- _ 


nahme des Verfahrens durch Nichtigkeits⸗ und Reſtitutionsklage möglich iſt. Die Wiederaufnahme nach den Grund⸗ 
ſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der Gegner des Antragſtellers vor der Entſcheidung nicht ge⸗ 
hört iſt. 5 f 

(2) Im übrigen finden die §§ 578 bis 591 der Zivilprozeßordnung mit der Maßgabe entſprechende An⸗ 
wendung, daß als allgemeine Vorſchriften im Sinne des § 585 der Zivilprozeßordnung die Vorſchriften über das 
Verfahren vor den Pachteinigungsämtern anzuſehen ſind. 


IV. Koſten und Zwangsvollſtreckung. 
8 49. 
(1) Für das Verfahren in Pachtſchutzſachen wird eine Gebühr erhoben. 


(2) Die Gebühr entſteht durch Eingang des Antrags bei dem Pachteinigungsamte. Sie beträgt drei vom 
Hundert vom Werte des Streitgegenſtandes. Die Gebühr verdoppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß 
des Pachteinigungsamts erledigt wird. Wird der Antrag vor Anberaumung eines Termins mit Beiſitzern zucüd- 
genommen, ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf eins vom Hundert und, wenn die Zurücknahme nach dieſem Zeitpunkt, 
aber vor Aufruf der Sache zur mündlichen Verhandlung erfolgt, auf zwei vom Hundert. Bei der Feſtſetzung des 
Wertes des Streitgegenſtandes iſt im Falle eines Antrags auf Verlängerung oder Aufhebung eines Vertrags der 
Pachtzins, im Falle eines Antrags auf Abänderung der Leiſtungen der Unterſchied zwiſchen dem bisherigen und 
dem neu beantragten Pachtzinſe zugrunde zu legen, beide Male berechnet auf die Zeit, für welche die anderweite 
Regelung oder die Aufhebung beantragt wird, jedoch höchſtens auf zwei Jahre. Der Pachtzins iſt unter Einſchluß 
des Wertes von Naturalleiſtungen zu berechnen; Pfennigbeträge ſind auf ganze Mark nach unten abzurunden. 
Die Mindeſtgebühr beträgt zwei Reichsmark. Bei Beteiligung mehrerer Perſonen an einem Verfahren (Streit⸗ 
genoſſenſchaft, § 28) ift die Gebühr vom Geſamtſtreitwerte, welcher durch Zuſammenrechnung der einzelnen Streit⸗ 
werte zu ermitteln iſt, zu berechnen; die Haftung der einzelnen Streitgenoſſen beſtimmt ſich nach dem Verhältniſſe 
der einzelnen Streitwerte. a 

(3) Für die Entſcheidung über einen Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Anordnung ($ 23) wird ein Viertel 
und, wenn das Pachteinigungsamt ohne Erfolg angerufen wird, ein weiteres Viertel der im Abſ. 2 Satz 2 be⸗ 
ftimmten Gebühr erhoben. Dieſe Beſtimmung findet im Falle des § 15 Abſ. 2 entſprechende Anwendung, jedoch 
choße id hier außer Anſatz, wenn die Entſcheidung des Vorſitzenden vom Pachteinigungsamt auf⸗ 
gehoben wird. f 

(4) Hinſichtlich der Befreiung von Gebühren und der Erſtattung von Auslagen finden die Vorſchriften der 
§§ 8 bis 10 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend Anwendung. 


RN 
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$ 50. 
(1) An baren Auslagen werden außer Schreib- und Poſt⸗, Fernſprech⸗ und Telegraphengebühren nur die 
Koſten der Zeugen und Sachverſtändigen und der Einnahme eines amtlichen Augenſcheins berechnet. 


(2) Wegen der Einforderung eines Vorſchuſſes gelten die Vorſchriften im § 379 der Zivilprozeßordnung 
und $ 74 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend mit der Maßgabe, daß vor Anberaumung des Termins 
mit Beiſitzern die Hälfte der im § 49 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten Gebühr und, wenn der Wert des Streitgegenſtandes 
aus dem Antrage nicht zu erſehen iſt, ein angemeſſener Betrag zu erfordern iſt. 


8 § 51. 

(1) Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach 88 2 bis 6, fo ift auch über die Koſten zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Koſten ſind demjenigen aufzuerlegen, zu deſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder 
hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert wird; aus Billigkeitsgründen kann über die Koſten anders entſchieden werden; 
insbeſondere ſollen die Koſten dem Antragsgegner zur Laſt gelegt werden, wenn dieſer den Vorſchlag zu einem 
billigen Vergleich abgelehnt und dadurch die Entſtehung der Koſten verurſacht hat. 

(2) Wird eine Beſtimmung nach $$ 2 bis 6 nicht getroffen, fo trägt der Antragſteller die Koſten. Werden 
dieſe durch Vergleich von dem anderen Teile übernommen, fo haftet der Antragſteller daneben als Zweitſchuldner. 
$ 82 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung. 

. (8) Wird ein Antrag nach § 15 Abſ. 2 abgewieſen oder über einen Antrag aus $ 23 entſchieden, fo trägt 
der Antragſteller die Koſten; iſt jedoch dem Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Anordnung ſtattgegeben, ſo iſt 
in der Endentſcheidung darüber zu beſtimmen, ob und inwieweit der Antragsgegner die Koſten zu erſtatten hat. 


$ 52. 

(1) Die Erſtattung der einer Partei entſtandenen notwendigen Auslagen, insbeſondere von Vertretungs⸗ 
koſten, kann vom Gegner nur gefordert werden, inſoweit das Pachteinigungsamt bei der Entſcheidung die Er- 
ſtattung ausdrücklich angeordnet hat; das Pachteinigungsamt ſoll die Erſtattung nur anordnen, inſoweit der Gegner 
mutwillig das Verfahren oder eine Erhöhung der Koſten veranlaßt hat. 

(2) Der zur Vertretung einer Partei zugezogene Rechtsanwalt erhält für ſeine Tätigkeit in der Inſtanz die 
einmalige volle Gebühr nach $ 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Die sg 8, 11, 76 bis 86, 93 und 94a. a. O. 
ſind ſinngemäß anzuwenden. es 

3. 


(1) In der Rechtsbeſchwerde⸗ und Berufungsinſtanz finden die Vorſchriften der §§ 49 bis 52 ohne den 
§ 52 Abſ. 1 Halbſatz 2 mit der Maßgabe entſprechend Anwendung, daß ſich die Gebühr nach dem Werte des Streit⸗ 
gegenſtandes, wenn aber der Wert des Beſchwerdegegenſtandes geringer iſt, nach dieſem berechnet, und daß die 
Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels dem Beſchwerdeführer zur Laſt zu legen ſind. Für die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, zu weſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert 
iſt ($ 51), iſt der Unterſchied zwiſchen dem Rechtszuſtande bei Anrufung des Pachteinigungsamts und dem durch 
die endgültige Entſcheidung auf das Rechtsmittel geſchaffenen Rechtszuſtande maßgebend. § 91 Abſ. 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnung gilt entſprechend. Als Gerichts- und Anwaltsgebühr wird das Anderthalbfache der Gebührenſätze 
erſter Inſtanz erhoben. 

(2) Wird das Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen, jo ermäßigen ſich die Gerichts- und Anwaltsgebühren 
auf die Hälfte; das gleiche gilt im Falle der Zurücknahme des Rechtsmiktels. Die Vorſchrift über die Mindeſtgebühr 
bleibt jedoch unberührt. 

(3) Für die Einholung eines Rechtsentſcheids werden Gebühren nicht berechnet. 


$ 54. 

Auf die Berechnung, Feſtſetzung und Einziehung der Koſten finden die für das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die inſoweit vom Gerichte zu treffenden 
Entſcheidungen werden beim Pachteinigungsamte von deſſen Vorſitzenden getroffen. Gegen die Entſcheidung des 
Vorſitzenden iſt die Beſchwerde an das Landgericht zuläſſig, wenn der Beſchwerdegegenſtand 50 Reichsmark überſteigt. 


8 55. 
Die $$ 114, 115, 117 bis 126 der Zivilprozeßordnung finden ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß 
die im § 126 bezeichneten Entſcheidungen durch den Vorſitzenden des Pachteinigungsamts (des Beſchwerdegerichts) 


getroffen werden und daß gegen die Ablehnung oder Entziehung des Armenrechts ſowie gegen die Entſcheidung 
ai Nachzahlung der Koſten die Entſcheidung des Pachteinigungsamts (des Beſchwerdegerichts) angerufen werden 
kann. 


$ 56. 
(1) Der Inhalt des Vergleichs und des rechtskräftigen Beſchluſſes tiber den Pachtſtreit gilt unter den Parteien 
als Vertragsinhalt. 
(2), Zur Beſcheinigung der Rechtskraft und zur Erteilung der Ausfertigung des Vergleichs und des Be- 
ſchluſſes ift der Gerichtsſchreiber bei dem Pachteinigungsamte zuſtändig. 8 
Geſetznammlung 1927. (Ar. 1327413275.) 54 
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§ 57. f 

(1) Aus Vergleichen, die vor dem Pachteinigungsamt oder vor dem Beſchwerdegericht oder vor deren Vor⸗ 
ſitzenden zwiſchen dem Verpächter, dem Pächter oder einem Dritten abgeſchloſſen find, findet die gerichtliche Zwangs⸗ 
vollſtreckung ftatt, 

(2) Die rechtskräftige Entſcheidung über die Koſten und über die Koſtenerſtattung iſt vollſtreckbar. 

(3) Auf die Zwangsvollſtreckung finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung 
die Entſcheidungen, die danach von dem Pachteinigungsamte zu treffen wären, werden von deſſen Vorſitzenden 
getroffen und ſind endgültig. 


V. Abergangs⸗ und Schlußvorſchriſten. 
§ 58. 

(1) Die Pachtſchutzordnung 1925 tritt am 1. Oktober 1925 in Kraft und mit Ablauf des 30. September 1934, 
außer Kraft. 

(2) Die vor ihrem Inkrafttreten geſtellten Anträge werden, wenn das Pachteinigungsamt darüber noch 
nicht entſchieden hat, nach den neuen Vorſchriften, andernfalls nach dem bisherigen Rechte beurteilt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt entſprechend auch in den Fällen, in denen auf Grund der im § 5 gegebenen Ermächtigung nachträglich 
eine Veränderung der Größengrenze des Pachtlandes eintritt. 

(3) ft bei einer berufungsfähigen Sache (§ 41 Abſ. 1) am Tage des Inkrafttretens der Pachtſchutzordnung 
1925 die Rechtsmittelfriſt noch nicht abgelaufen, ſo kann ſtatt der Rechtsbeſchwerde die Berufung eingelegt oder 
aus der Rechtsbeſchwerde in die Berufung übergegangen werden; § 41 Abſ. 3 Satz 2 und 3 gilt entſprechend. 

(4) Auf Pachtverträge, die in der Zeit vom 1. März 1924 bis 30. September 1925 abgeſchloſſen ſind, finden 
die Beſtimmungen der §§ 3 bis 5 keine Anwendung. 


8 59. 


Die zur Ausführung der Pachtſchutzordnung erforderlichen Beſtimmungen werden, ſoweit die $$ 1 bis 10 
in Frage kommen, von dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten gemein⸗ 
ſchaftlich, im übrigen von dem Juſtizminiſter getroffen. 


S 5 


23. Juli 1925 


Grund der den oberſten Landesbehörden durch § 5 der Pachtſchutzordnung des Reichs vom 5 5. 
4 ! ) ) 13, Auf 1927 
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Die Pachteinigungsämter können unter Ausſchluß des Rechtswegs Beſtimmungen der im $ 2 der 
Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom is a Lr Ban bezeichneten Art auch für Verträge treffen, 
welche die Überlaſſung von Iagden]i oder von Grundſtücken zur Ausübung der Jagd gegen Entgelt zum Gegen— 
ſtande haben. : 

In Fällen dieſer Art finden die Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den nachſtehenden Beſtimmungen ein anderes ergibt. 


II. 

Zuſtändig iſt für Sachen dieſer Art ſowohl das im § 16 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung bezeichnete 
Pachteinigungsamt als auch das Pachteinigungsamt bei dem Amtsgericht am Sitze des übergeordneten Land⸗ 
gerichts. 

Iſt der Antrag bei erſterem Pachteinigungsamt eingereicht, ſo iſt deſſen Vorſitzender befugt und auf das 
vom Antragsgegner binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Antrags an ihn (§ 17 Abſ. 2 der Preußiſchen Pacht⸗ 
ſchutzordnung) ſchriftlich zu ſtellende Verlangen verpflichtet, die Sache an das Pachteinigungsamt am Sitze des 
Landgerichts zu verweiſen. Die Verweiſung iſt für das letztere verbindlich. 

Das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts entſcheidet in der nachſtehend unter Nr. III geregelten 


III. 
Das Pachteinigungsamt am Sitze des Landgerichts wird in Sachen der in Nr. J bezeichneten Art 
tätig in der Beſetzung von einem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern, die zu entnehmen ſind aus dem 
Kreiſe der Perſonen, welche auf dem Gebiete der Jagd beſondere Sachkunde beſitzen. 


Beſetzung. 
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Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte den Vertretern der Verpächter und der Pächter zu entnehmen, wobei tunlichſt 
nur ſolche Perſonen zuzuziehen ſind, welche im Landgerichtsbezirk ihren Wohnſitz haben. Zum Amte als Verpächter⸗ 
beiſitzer ſind auch Vertreter und Beamte ſolcher öffentlichsrechtlichen Körperſchaften befähigt, die Verträge der 
in Nr. I bezeichneten Art haben. ft die Körperſchaft ſelbſt Partei, jo find ihre Beamten und Angeſtellten von der 
Ausübung des Amtes als Beiſitzer ausgeſchloſſen. 


IV. 

Die Ernennung der Beiſitzer (Rr. III) erfolgt durch den Regierungspräſidenten. Dieſer hat die Land⸗ 
wirtſchaftskammer und etwa bekannte Berufs vertretungen der Verpächter und Pächter der in Nr. I bezeichneten 
Art ſowie den Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutzverein zuvor zu hören. f = 

Die Beiſitzer find, getrennt nach Verpächtern und Pächtern, zu befonderen Liſten zu vereinigen. 


V. 

Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. = 

Die Pachteinigungsämter können Beſtimmungen der in Nr. I bezeichneten Art für das zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſer Verordnung laufende Vertragsjahr treffen. 5 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beftimmen, daß neben dem im 8 16 der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 
bezeichneten Pachteinigungsamte nicht das Pachteinigungsamt bei dem Amtsgericht am Sitze des übergeordneten 
Landgerichts, ſondern das Pachteinigungsamt bei einem anderen Amtsgerichte zuſtändig iſt, die Verweiſung 
(Nr. II) erfolgt dann an dieſes Pachteinigungsamt. Für die Zuſammenſetzung gelten auch hier die Vorſchriften 
der Nr. III und IV. 


(Nr. 13275.) Achte Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, Ge 
meindeverbände und ſonſtigen öffentlich- rechtlichen Körperſchaften. Vom 1. September 1927. 


Auf Grund des SA Abf. 2 der Vierten Verordnung zur Durchführung der Ablöſung der Markanleihen der 
Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften vom 10. Juli 1926 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 200) wird verordnet: 

Die Friſt für die Anmeldung der Markanleihen der Gemeinden und Gemeindeverbände läuft vom 
1. Oktober 1927 bis zum 14. Januar 1928, ſofern nicht gleichzeitig mit der Anmeldung die Gewährung von 
Ausloſungsrechten beantragt wird. 

Das gleiche gilt für die Anmeldung der Markanleihen derjenigen öffentlich -rechtlichen Körperſchaften, 
auf die die Vorſchriften des Anleiheablöſungsgeſetzes über die Markauleihen der Gemeinden und Gemeinde. 
verbände für anwendbar erklärt worden find ($ 16 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Anleihe— 
ablöſungsgeſetzes vom 2. Juli 1926 — Reichsgeſetzbl. I S. 343 —, 8 33 der Vierten Verordnung zur Durch⸗ 
führung der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden, Gemeindeberbände und ſonſtigen öffentlich -rechtlichen 
Körperſchaften vom 10. Juli 1926 — Geſetzſamml. S. 200 —). 


Berlin, den 1. September 1927. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Abegg. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597—). 


J. Im Miniſterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten Nr. 36 
vom 3. September 1927 S. 644 iſt eine Verordnung des Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1927 über die Ver⸗ 
längerung der Wahlzeit für die Tierärztekammern verkündet, die am 4. September 1927 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 6. September 1927. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


2. Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 198 vom 25. Auguſt 1927 iſt eine 
Bekanntmachung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten über Anderungen der Satzungen der 
Landwirtſchaftskammer für die Provinz Hannover in Hannover vom 22. Auguſt 1927 veröffentlicht, die am 
26. Auguſt 1927 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 10. September 1927. 
Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find. bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. April 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Trier für den Wegeneubau Ole 
wig-Irſch, Teilſtrecke Irſcher Mühle-Irſch 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 19 S. 57, ausgegeben am 14. Mai 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juni 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Stolzenau für den Bau von elektri— 
ſchen Leitungen für die Verſorgung des Kreiſes mit elektriſchem Strom 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 31 S. 171, ausgegeben am 6. Auguſt 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juli 1927 f 
über die Genehmigung von Anderungen des neuen Statuts der Landſchaft der Provinz Weſt⸗ 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juli 1927 
über die Genehmigung des erſten Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen Land— 
ſchaft vom 20. Mai 1869 in der Faſſung der Ausgabe von 1926 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 34 S. 242, ausgegeben am 20. Auguſt 1927; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1927 
t über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Platten für den Neubau eines ! 
Weinbergwirtſchaftswegs } 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 34 S. 109, ausgegeben am 27. Auguſt 1927; 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1927 : 
über die Genehmigung eines Nachtrags zur Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 35 S. 157, ausgegeben am 27. Auguſt 1927; 7 
7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Erſten Entwäſſerungsverband des Sielamts 
Emden in Emden für die Ausführung von Entwäſſerungsarbeiten 


durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 33 S. 115, ausgegeben am 20. Auguſt 1927; 
8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) für die 
Sicherung und den Betrieb der Munitions⸗ und Sperrdepots in Neumühlen-Dietrichsdorf 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 35 S. 296, ausgegeben am 27. Auguſt 1927; 
9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Piesport für den Bau eines 
Weinbergwirtſchaftswegs 


durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 33 S. 107, ausgegeben am 20. Auguſt 1927; 
10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde München Gladbach für die 
Anlegung eines Verkehrslandeplatzes bei München Gladbach -Holterheide 


durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 34 S. 229, ausgegeben am 27. Auguſt 1927; 
11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Mörs für den Ausbau des Teil— 
ſtücks Niep-Mörs der Verbindungsſtraße Krefeld-Niep-Mörs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 36 S. 239, ausgegeben am 10. September 1927; 
12, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Mörs für den Ausbau einer 
Umgehungsſtraße bei Kanten von km 54,6 bis Km 57,0 der Provinzialſtraße Mörs-Rheinberg-Cleve 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 36 S. 239, ausgegeben am 10. September 1927. 


falen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 34 S. 205, ausgegeben am 20. Auguſt 1927; i 
i 
1 


Mebigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlag des Geſetzſammlungsamts, Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Neichsdruckerei, Berlin, 


Den laufenden Bezug der Preußiſchen Gefchjammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. 
Altere Jahrgänge und Einzelnummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


